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Zweiter Abschnitt
Schulpflicht

§ 37
Grundsätze zur Schulpflicht

(1) 1Wer in der Freien und Hansestadt Hamburgs einen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent-
halt hat, ist in Hamburg zum Schulbesuch verpflichtet. 2Jeder junge Mensch, der die Schul-
pflicht erfüllt hat, ist zum weiteren Schulbesuch berechtigt, soweit er die in den Ausbildungs- 
und Prüfungsordnungen genannten Voraussetzungen erfüllt. 3Völkerrechtliche Abkommen und 
zwischenstaatliche Vereinbarungen bleiben unberührt.

(2) Auszubildende sind für die Dauer ihres Berufsausbildungsverhältnisses in Hamburg schul-
pflichtig, wenn sie ihre Ausbildungsstätte innerhalb Hamburgs haben.

(3) 1Die Schulpflicht dauert elf Schulbesuchsjahre, sie endet spätestens mit Vollendung des 
18. Lebensjahres. 2Sie wird einschließlich der Pflicht nach § 42 Absatz 1 durch den Besuch 
einer staatlichen Schule, einer staatlich anerkannten oder staatlich genehmigten Ersatzschule 
erfüllt; aus wichtigen Gründen kann gestattet werden, dass die Schulpflicht an einer Ergän-
zungsschule erfüllt wird. 3Der Besuch der Grundschule wird mit vier Jahren auf die Schulpflicht 
angerechnet.

§ 38
Beginn der Schulpflicht

(1) Kinder, die vor dem 1. Juli das 6. Lebensjahr vollendet haben, werden am 1. August dessel-
ben Kalenderjahres schulpflichtig.

(2) 1Kinder, die nach dem 30. Juni das 6. Lebensjahr vollenden, können unter Berücksichtigung 
ihres geistigen, seelischen, körperlichen und sprachlichen Entwicklungsstandes auf Antrag der 
Sorgeberechtigten zu Beginn des Schuljahres in die Schule aufgenommen werden. 2Mit der 
Aufnahme beginnt die Schulpflicht.

(3) 1Kinder, die zwischen dem 1. Januar und dem 30. Juni das 6. Lebensjahr vollenden, können 
von der zuständigen Behörde unter Berücksichtigung ihrer geistigen, seelischen, körperlichen 
oder sprachlichen Entwicklung auf Antrag der Sorgeberechtigten oder auf Antrag der Schule 
nach Anhörung der Sorgeberechtigten für ein Jahr vom Schulbesuch zurückgestellt werden. 
2Zurückgestellte Kinder werden in eine bestehende Vorschulklasse aufgenommen. 3In begrün-
deten Ausnahmefällen kann genehmigt werden, dass zurückgestellte Kinder stattdessen eine 
Kindertageseinrichtung besuchen; dies gilt nicht in den Fällen einer Zurückstellung auf Grund 
der sprachlichen Entwicklung eines Kindes im Sinne des Satzes 1.
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§ 39
Befreiung von der Schulpflicht

(1) Von der Schulpflicht wird befreit, wer

1. die Berufsfachschule erfolgreich abgeschlossen hat, sofern kein 
Berufsausbildungsverhältnis begründet wird,

2. nach Feststellung der zuständigen Behörde anderweitig hinreichend ausgebildet ist.

(2) 1Eine Schülerin oder ein Schüler kann von der Schulpflicht befreit werden, wenn ein wich-
tiger Grund dies rechtfertigt und hinreichender Unterricht oder eine gleichwertige Förderung 
anderweitig gewährleistet ist. 2Jugendliche, die eine Ausbildung im öffentlichen Dienst oder 
eine dem Berufsschulunterricht entsprechende Ausbildung auf bundes- oder landesgesetzli-
cher Grundlage erhalten, kann die zuständige Behörde von der Schulpflicht nach § 37 Absatz 1 
befreien.

§ 40
Ruhen der Schulpflicht

(1) Die Schulpflicht ruht für eine Schülerin mindestens vier Monate vor und sechs Monate nach 
einer Niederkunft, sofern die Schülerin dies beantragt.

(2) 1Die Schulpflicht ruht für die Dauer des Wehr- und Zivildienstes oder eines freiwilligen 
sozialen oder ökologischen Jahres. 2Sie kann auf Antrag für die Dauer des Besuchs einer Bil-
dungseinrichtung oder einer Berufstätigkeit oder in sonstigen begründeten Einzelfällen ruhen.

(3) Die Zeit, in der die Schulpflicht nach Absatz 2 ruht, wird auf die Dauer der Schulpflicht 
angerechnet.

§ 41
Verantwortung für die Einhaltung der Schulpflicht

(1) 1Die Sorgeberechtigten sind dafür verantwortlich, dass die Schulpflichtigen am Unterricht 
und an den Unterrichtsveranstaltungen der Schule regelmäßig teilnehmen. 2Sie sind verpflich-
tet, die Schulpflichtigen bei der zuständigen Schule an- und abzumelden.

(2) 1Ausbildende melden die in einem Ausbildungsverhältnis stehenden Berufsschulpflichtigen 
an und ab. 2Sie gewähren ihnen die zur Erfüllung der Schulpflicht erforderliche Zeit und halten 
sie dazu an, dass sie am Unterricht und an den sonstigen Veranstaltungen der Schule regel-
mäßig teilnehmen.
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§ 41a
Schulzwang

1Kinder, die trotz schriftlicher Aufforderung einer Vorstellung nach § 42 Absatz 1 oder der 
Anmeldung nach § 42 Absatz 2 fernbleiben, oder Kinder und Jugendliche, die einer Vorstellung 
nach § 42 Absatz 5 fernbleiben oder der Schulpflicht nach §§ 37 und 38 nicht nachkommen, 
können der Schule oder der mit der Untersuchung beauftragten Stelle zwangsweise zugeführt 
werden. 2§ 19 Absätze 2 und 3 des Hamburgischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes vom 
4. Dezember 2012 (HmbGVBl. S. 510) in der jeweils geltenden Fassung findet Anwendung.

Dritter Abschnitt
Einschulung und Wahl der Bildungsgänge

§ 42
Einschulung, Übergänge, Elternwahlrecht, Umschulung

(1) 1Alle Kinder sind von ihren Sorgeberechtigten nach öffentlicher Bekanntmachung zu Be-
ginn des der Einschulung vorangehenden Jahres einer regional zuständigen Grundschule vor-
zustellen. 2Dabei ist der geistige, seelische, körperliche und sprachliche Entwicklungsstand zu 
überprüfen. 3Für die Überprüfung des Sprachstandes gilt § 34 Absätze 1 und 2 entsprechend. 
4Hierauf sowie auf bestehende Fördermöglichkeiten und die Zurückstellungsmöglichkeit nach 
§ 38 Absatz 3 sind die Sorgeberechtigten hinzuweisen.

(2) Alle Kinder sind von den Sorgeberechtigten nach öffentlicher Bekanntmachung rechtzeitig 
vor Beginn der Schulpflicht in einer regional zuständigen Grundschule anzumelden; Absatz 1 
Sätze 2 und 3 gilt entsprechend.

(3) Die Sorgeberechtigten oder die volljährige Schülerin oder der volljährige Schüler entschei-
den im Rahmen der der Schülerin oder dem Schüler nach ihren oder seinen Leistungen er-
öffneten Möglichkeiten und im Rahmen der schulorganisatorischen Gegebenheiten über den 
Übergang von einer Schulform in eine andere.

(4) 1Am Ende des ersten Halbjahres der Jahrgangsstufe 4 gibt die Zeugniskonferenz eine Ein-
schätzung zur weiteren Schullaufbahn der Schülerin oder des Schülers vor dem Hintergrund 
ihrer beziehungsweise seiner bisherigen Lern- und Leistungsentwicklung und ihrer bezie-
hungsweise seiner überfachlichen Kompetenzen ab. 2Die Grundlagen und die Einschätzung 
der Schule sind den Sorgeberechtigten auszuhändigen und im Schülerbogen zu dokumentie-
ren. 3Die Sorgeberechtigten entscheiden nach eingehender fachlich-pädagogischer Beratung 
durch die Klassenlehrerin oder den Klassenlehrer und gegebenenfalls weitere Lehrkräfte, wel-
che Schulform die Schülerin oder der Schüler im Anschluss an die Grundschule besuchen soll 
(Elternwahlrecht).

(5) 1Für den Übergang in die Jahrgangsstufe 7 des Gymnasiums, in die Sekundarstufe II oder 
in eine andere Schulform ist erforderlich, dass die Schülerin oder der Schüler die Vorausset-
zungen für eine erfolgreiche Mitarbeit in der gewählten Schulstufe oder Schulform erfüllt. 2Die 
Zeugniskonferenz stellt fest, ob die Voraussetzungen für den Übergang vorliegen. 3Ist nicht 
zu erwarten, dass die Schülerin oder der Schüler den Anforderungen des achtjährigen gym-
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nasialen Bildungsgangs gewachsen sein wird, wechselt die Schülerin oder der Schüler in die 
Jahrgangsstufe 7 der Stadtteilschule.

(6) Der Senat wird ermächtigt, das Verfahren, die individuellen und organisatorischen Voraus-
setzungen und den Zeitpunkt der Übergänge durch Rechtsverordnung zu regeln.

(7) 1Bei der Anmeldung von Schülerinnen und Schülern ist anzugeben, an welcher Schule das 
Kind nach Möglichkeit aufgenommen werden soll; es sollen Zweit- und Drittwünsche für den 
Fall erschöpfter Kapazitäten genannt werden. 2Übersteigt die Zahl der Anmeldungen für eine 
Schule deren Aufnahmefähigkeit, werden Schülerinnen und Schüler in anderen Schulen auf-
genommen. 3Maßgeblich sind die geäußerten Wünsche und die Ermöglichung altersangemes-
sener Schulwege sowie die gemeinsame schulische Betreuung von Geschwistern.4Der Besuch 
von Klassen mit einem erweiterten Lernangebot für sportlich besonders talentierte Schülerin-
nen und Schüler kann von einem entsprechenden Nachweis abhängig gemacht werden. 5Die 
zuständige Behörde kann Schülerinnen und Schüler aus schulorganisatorischen Gründen un-
ter Berücksichtigung altersangemessener Schulwege in die gleiche Klasse einer gleichartigen 
Schule umschulen.

(8) 1Die Sorgeberechtigten oder volljährigen Schülerinnen und Schüler sind vor Übergängen zu 
beraten und vor schulorganisatorischen Entscheidungen anzuhören. 2Zur Anmeldung und Auf-
nahme in eine Schule und zur Beratung über ihren weiteren Ausbildungsgang sind schulpflich-
tig werdende Kinder, Schülerinnen und Schüler sowie ihre Sorgeberechtigten verpflichtet, sich 
bei der Schule vorzustellen. 3Sie haben die für die Anmeldung und Aufnahme erforderlichen 
Angaben zu machen und die Erfüllung der Anmelde- und Aufnahmevoraussetzungen nachzu-
weisen. 4Bei der Anmeldung an einer Schule informiert die Schule die Sorgeberechtigten oder 
volljährigen Schülerinnen und Schüler in geeigneter Weise über das Schulprogramm und das 
Leitbild der Schule und händigt ihnen die Versuchsprogramme der an der Schule bestehenden 
Schulversuche aus. 5Die Sorgeberechtigten oder die volljährigen Schülerinnen und Schüler 
sind verpflichtet, der Stammschule einen Wechsel der Hauptwohnung der Schülerinnen und 
Schüler anzuzeigen.

§ 43
Zulassungsbeschränkungen

(1) Die Zulassung schulpflichtiger Schülerinnen und Schüler zum Besuch von allgemeinbilden-
den Schulen darf nicht beschränkt werden.

(2) 1Die Zulassung zum Besuch der Berufsfachschule, der Berufsoberschule, der Fachschule 
und der Fachoberschule sowie des Campus Zweiter Bildungsweg kann beschränkt werden, 
wenn die vorhandenen Kapazitäten erschöpft sind. 2Entsprechend der Kapazität können 
Höchstzahlen festgesetzt werden, die von der zuständigen Behörde zu überprüfen sind. 3Die 
Höchstzahlen dürfen nicht geringer angesetzt werden, als dies unter Berücksichtigung der 
personellen, räumlichen, sächlichen und fachspezifischen Gegebenheiten zur Aufrechterhal-
tung eines geordneten Unterrichts unbedingt erforderlich ist.

(3) 1Der Senat wird ermächtigt, das Nähere durch Rechtsverordnung zu bestimmen. 2Dabei 
sind Bewerberinnen und Bewerber, wenn die Zahl der Bewerbungen die Zahl der Plätze über-
steigt, nach folgenden Gesichtspunkten zuzulassen:
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1. Eignung und Leistung,

2. Zeitraum, der seit dem ersten Antrag auf Zulassung zum Besuch der Schule 
verstrichen ist,

3. die mit einer Ablehnung verbundene außergewöhnliche Härte.

Vierter Abschnitt
Leistungsbeurteilung, Versetzung, Abschlüsse

§ 44
Leistungsbeurteilung, Zeugnis

(1) 1Die Beurteilung der Lernentwicklung und des Lernstands der Schülerinnen und Schüler 
sowie die Einschätzung ihrer überfachlichen Kompetenzen obliegen den beteiligten Lehrkräf-
ten, gestützt auf regelmäßige Lernbeobachtung, in pädagogischer Verantwortung. 2Grundlage 
der Bewertung sind die schriftlichen, mündlichen, praktischen und sonstigen Leistungen der 
Schülerinnen und Schüler, die diese im Rahmen des Schulverhältnisses erbracht haben. 3Zur 
Feststellung der Leistungsentwicklung können in den Schulen Lernstandserhebungen durch-
geführt werden.

(2) 1Zeugnisse werden in der Form des Lernentwicklungsberichts, als Punktebewertung oder 
als Notenzeugnis erteilt. 2Schülerinnen und Schüler erhalten in den Jahrgangsstufen 1 bis 3 
einmal jährlich, ab der Jahrgangsstufe 4 auch zum Schulhalbjahr ein Zeugnis. 3Beim Verlassen 
der Schule nach Erfüllung der Schulpflicht nach diesem Gesetz, in der Jahrgangsstufe 6 des 
Gymnasiums und ab der Jahrgangsstufe 9 erhalten die Schülerinnen und Schüler Notenzeug-
nisse, ansonsten ab Jahrgangsstufe 4 Leistungsbewertungen mit Punkten oder Noten. 4Auf 
Wunsch der Sorgeberechtigten wird in der Jahrgangsstufe 3 der Leistungsstand ihrer Kinder 
ergänzend zum Lernentwicklungsbericht mit Punkten oder Noten ausgewiesen. 5In der gym-
nasialen Oberstufe erfolgt die Leistungsbewertung mit Punkten oder Noten. 6Zeugnisse sollen 
auch von Dritten zertifizierte Leistungen und Fähigkeiten dokumentieren.

(3) 1Die Schule ist verpflichtet, die Schülerinnen und Schüler und deren Sorgeberechtigte re-
gelmäßig über die individuellen Lernfortschritte und die erreichten Lernstände zu unterrichten. 
2Hierzu ist mindestens einmal im Schuljahr ein Lernentwicklungsgespräch zu führen.

(4) 1Der Senat wird ermächtigt, Beurteilungsgrundsätze für die Bewertung nach Absatz 1, No-
tenstufen und eine entsprechende Punktebewertung sowie weitere Angaben im Zeugnis durch 
Rechtsverordnung zu regeln. 2Die Rechtsverordnung kann vorsehen, dass

1. in den Jahrgangsstufen 5 und 7 bis 9 des Gymnasiums, den Jahrgangsstufen 5 bis 
8 der Stadtteilschule und in der Berufsschule auf Zeugnisse am Ende des ersten 
Schulhalbjahres verzichtet werden kann und

2. in Berufsvorbereitungsschulen sowie für Schülerinnen und Schüler 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf Noten und Punkte durch 
Lernentwicklungsberichte ersetzt werden können.
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